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Beschlußempfehlung und Bericht 
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zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 11/5115 — 

Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Änderung des Wohngeldgesetzes 

A. Problem 

Das Mietenniveau hat sich in der Bundesrepublik Deutschland im 
Laufe der letzten Jahre unterschiedlich entwickelt. Es besteht da-
her das Bedürfnis, die Mietenstufen nach oben zu erweitern und 
die Möglichkeit zu eröffnen, die Zuordnung der Gemeinden und 
Kreise zu einer bestimmten Mietenstufe zum 1. Januar 1990 zu 
revidieren. 

B. Lösung 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf, den der Ausschuß für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau bei einer Enthaltung ein-
stimmig billigt, wird eine zusätzliche Mietenstufe VI eingerichtet 
für Gemeinden und Kreise, in denen nach der Wohngeldstatistik 
das örtliche Mietenniveau um mindestens 25 v. H. über dem Bun-
desdurchschnitt liegt. Außerdem wird eine gesetzliche Ermächti-
gung geschaffen für eine Verordnung, mit der Kommunen, die 
nach dieser Statistik aufgrund überdurchschnittlicher Mietsteige-
rungen die Voraussetzungen für die Einstufung in eine andere 
höhere Mietenstufe erfüllen, zum 1. Januar 1990 höhergestuft wer-
den können. 
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C. Alternativen 

Der Antrag der Fraktion der SPD, in den vorliegenden Gesetzent-
wurf eine Regelung zur Pauschalierung von Wohngeldleistungen 
an Empfänger von Sozialhilfe und Kriegsopferfürsorge aufzuneh

-

men, fand nicht die Zustimmung der Ausschußmehrheit. 

D. Kosten 

Das Gesetz wird ab dem Jahr der vollen Wirksamkeit (1991) zu 
Mehrausgaben des Bundes und der Länder in einer Größenord-
nung von bis zu 20 Mio. DM führen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Änderung des 
Wohngeldgesetzes — Drucksache 11/5115 — wird mit der Maß-
gabe angenommen, daß 

— in Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe a die Tabelle wie folgt berichtigt 
wird: 

Bei einem Haushalt mit drei Familienmitgliedern ist der 
Höchstbetrag von 585 DM für sonstigen Wohnraum, der ab 
1. Januar 1966 bis zum 31. Dezember 1971 bezugsfertig ge-
worden ist, in der Mietenstufe V durch den Höchstbetrag 
von 485 DM zu ersetzen; 

— Artikel 1 Nr. 5 folgende Fassung erhält: 

,5. § 15 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens werden 
bei Kindern im Sinne des § 1 Abs. 2 des Bundeskinder-
geldgesetzes oder für die zum Haushalt rechnenden Kin-
der, für die Kindergeld nach dem Bundeskindergeldge-
setz oder eine Leistung im Sinne des § 8 Abs. 1 des Bun-
deskindergeldgesetzes gewährt wird, Beträge in Höhe 
des gesetzlichen Kindergeldes abgesetzt."'; 

— Artikel 1 Nr. 9 folgende Fassung erhält: 

,9. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Wird der Wohnraum, für den Wohngeld bewil-
ligt ist, vor Ablauf des Bewilligungszeitraums von kei-
nem zum Haushalt rechnenden Familienmitglied 
mehr benutzt, so entfällt der Anspruch unbeschadet 
des Satzes 2 von dem folgenden Zahlungsabschnitt 
an. Beantragt der Wohngeldempfänger als Antrags-
berechtigter (§ 3) spätestens im ersten Monat nach 
Ablauf des Bewilligungszeitraums Wohngeld für den 
neuen Wohnraum, entfällt der Anspruch für die Zah-
lungsabschnitte bis zum Ablauf des Bewilligungszeit-
raums nur insoweit, als für den neuen Wohnraum 
Wohngeld nicht oder in geringerer Höhe gewährt 
worden wäre. "; 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) ... " unverändert wie Drucksache 11/5115.'; 
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— Artikel 1 Nr. 10 folgende Fassung erhält: 

,10. § 36 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 36 

Durchführungsvorschriften 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

1. nähere Vorschriften zur Durchführung dieses Geset-
zes zu erlassen über die Ermittlung 

a) der zu berücksichtigenden Miete oder Belastung 
(§§ 5 bis 8 Abs. 1) und 

b) des Einkommens (§§ 9 bis 17). 

Hierbei dürfen pauschalierende Regelungen getrof-
fen werden, soweit die Ermittlung im einzelnen nicht 
oder nur mit unverhältnismäßig großen Schwierig-
keiten möglich ist; 

2. die Mietenstufen für Gemeinden festzulegen (§ 8 
Abs. 1 bis 5). 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Zugehörigkeit von Gemeinden zu der bisherigen 
oder zu einer auf der Grundlage der Ergebnisse der 
Wohngeldstatistik (§ 35) zum 31. Dezember 1988 ermit-
telten höheren Mietenstufe mit Wirkung vom 1. Januar 
1990 festzulegen (§ 8 Abs. 1 bis 5). Hierbei ist das Mie-
tenniveau für Gemeinden, die am 30. Juni 1988 20 000 
und mehr Einwohner hatten, gesondert festzustellen. In 
der Anlage (zu § 1 Abs. 3) der Wohngeldverordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Mai 1988 
(BGBl. I S. 647) gesondert aufgeführte Gemeinden, die 
am 30. Juni 1988 weniger als 20 000 Einwohner hatten, 
bleiben mit ihrer Mietenstufe gesondert ausgewiesen, 
wenn sie mit den nach Kreisen zusammengefaßten Ge-
meinden und gemeindefreien Gebieten einer niedrige-
ren Mietenstufe zugehören würden." ' 

II. Die Bundesregierung wird aufgefordert, im Rahmen der näch-
sten allgemeinen Wohngeldanpassung die sog. Bagatellgrenze 
für die Gewährung von Wohngeld von jetzt monatlich 20 DM 
auf 5 DM zu senken. 

Bonn, den 20. Oktober 1989 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Dr. Möller 

Vorsitzender 

Menzel 	Frau Rönsch (Wiesbaden) 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Menzel und Frau Rönsch (Wiesbaden) 

I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 158. Sitzung am 
14. September 1989 den Entwurf eines Siebenten Ge-
setzes zur Änderung des Wohngeldgesetzes 
— Drucksache 11/5115 — zur federführenden Bera-
tung an den Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau sowie zur Mitberatung und gemäß § 96 
GO an den Haushaltsausschuß überwiesen. 

Der Haushaltsausschuß hat dem Gesetzentwurf am 
4. Oktober 1989 in der Mitberatung einvernehmlich 
zugestimmt. Er hat zugleich unter dem Vorbehalt, daß 
der federführende Ausschuß keine wesentlichen 
haushaltswirksamen Änderungen vornimmt, die Ver-
einbarkeit des Gesetzentwurfs mit dem Bundeshaus-
halt festgestellt. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat den Gesetzentwurf in seiner 53., 54. 
und 55. Sitzung am 27. September sowie am 4. und 
18. Oktober 1989 beraten. Er empfiehlt einstimmig bei 
Stimmenthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN, den Ge-
setzentwurf mit in Abschnitt III näher erläuterten Än-
derungen anzunehmen. 

II. 

Der Ausschuß ist sich darin einig, daß angesichts der 
stark divergierenden Mietenentwicklung im Bundes-
gebiet eine zusätzliche Mietenstufe VI mit erhöhten 
zuschußfähigen Höchstbeträgen für Miete und Bela-
stung eingerichtet werden muß. Diese Verbesserung 
ist notwendig, damit das Wohngeld auch in Ballungs-
gebieten mit besonders hohem Mietenniveau der 
wirtschaftlichen Sicherung angemessenen und famili-
engerechten Wohnens dienen kann. Der Ausschuß 
sieht es als sachdienlich an, diese Mietenstufe für die 
Gemeinden und Kreise vorzusehen, in denen das ört-
liche Mietenniveau von Wohnraum der Hauptmieter 
mindestens 25 v. H. über dem Bundesdurchschnitt 
liegt. 

Der Ausschuß begrüßt es, daß mit dieser notwendigen 
Verbesserung nicht bis zur nächsten allgemeinen 
Wohngeldanpassung gewartet wird, sondern daß im 
vorliegenden Gesetzentwurf eine Ermächtigungs-
grundlage für eine entsprechende Neueinstufung 
zum 1. Januar 1990 geschaffen wird. 

Der Ausschuß hält es einvernehmlich für richtig, daß 
darüber hinaus zum 1. Januar 1990 auch die Gemein-
den und Kreise, bei denen nach den Ergebnissen der 
Wohngeldstatistik zum 31. Dezember 1988 die Vor-
aussetzungen dafür vorliegen, innerhalb des bisheri-
gen Systems einer höheren Mietenstufe zugeordnet 
werden. 

Der Ausschuß billigt einvernehmlich auch die in Arti-
kel 1 vorgesehenen weiteren Änderungen des Wohn-
geldgesetzes. Dazu gehört die praxisgerechte Rege-
lung der Pflicht der Bundesregierung, den Wohngeld- 
und Mietenbericht zu erstatten, die Erhöhung des als 
Einnahme anrechnungsfrei bleibenden Betrags einer 
Geburtsbeihilfe im Anschluß an das Steuerreformge-
setz 1990 und die Möglichkeit, in besonders gelager-
ten Fällen das Wohngeld auch ohne Vollmacht an eine 
zum Familienhaushalt des Wohngeldberechtigten 
rechnende Person oder an den Empfänger der Miete 
zu zahlen. 

Soweit im Laufe der Ausschußberatungen einzelne 
Vorschriften des Gesetzentwurfs Änderungen erfah-
ren haben, werden diese im folgenden begründet; im 
übrigen wird auf die Einzelbegründung in Drucksa-
che 11/5115, Seite 19 ff. verwiesen. 

Zu Artikel I Nr. 3 Buchstabe a 

Es handelt sich hier um eine Druckfehlerberichtigung. 
Bereits aus der laufenden Reihe ist zu entnehmen, daß 
nur die Zahl 485 richtig sein kann. 

Zu Artikel I Nr. 5 

Der Ausschuß folgt hier der Stellungnahme (Num-
mer 2) des Bundesrates aus den dort angegebenen 
Gründen. 

Zu Artikel I Nr. 9 

Der Ausschuß stimmt in der Sache dem Vorschlag des 
Bundesrates (Stellungnahme Nummer 4) in der Fas-
sung der Gegenäußerung der Bundesregierung zu. 
Die vom Ausschuß beschlossene Formulierung von 
§ 30 Abs. 2 vermeidet jedoch die in der Gegenäuße-
rung enthaltene doppelte Verneinung, die zu Unklar-
heiten führen könnte. 

Zu Artikel I Nr. 10 

1. Im neuen Absatz 1 werden die im geltenden Recht, 
in Artikel 1 Nr. 10 Buchstabe b des Gesetzentwurfs 
und die in Nummer 5 der Stellungnahme des Bun-
desrates vorgesehenen Verordnungsermächtigun-
gen in vereinfachter Form zusammengefaßt. 

a) In Nummer 1 Satz 1 Buchstabe a werden die 
bisher in Nummer 1 Buchstaben a und b enthal- 
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tenen Verordnungsermächtigungen einheitlich 
geregelt. Sie werden durch Bezugnahme auf die 
§§ 5 bis 3 konkretisiert und durch die Verwei-
sung auf § 8 Abs. 1 erweitert. Künftig können 
auch nähere Rechtsvorschriften insbesondere 
über den maßgebenden zuschußfähigen 
Höchstbetrag für Miete und Belastung (§ 8 
Abs. 1) von Wohnraum getroffen werden, der 
zum Beispiel wegen eines späteren Anbaus zu 
unterschiedlichen Zeitpunkten fertiggestellt 
worden ist. Für solche Regelungen hat sich im 
Hinblick auf Urteile des Bundesverwaltungsge-
richts vom 26. Mai 1989 (8 C 15 bis 17.88) ein 
Bedürfnis ergeben. 

b) Nummer 1 Satz 1 Buchstabe b enthält die in Ar-
tikel 1 Nr. 10 Buchstabe b des Gesetzentwurfs 
wieder vorgesehene Verordnungsermächti-
gung zum Erlaß näherer Vorschriften über die 
Einkommensermittlung. 

c) Für den gesamten Regelungsbereich von Num-
mer 1 Satz 1 werden im neuen Satz 2 pauscha-
lierende Regelungen insoweit zugelassen, als 
die Ermittlung der Miete, der Belastung oder 
des Einkommens im einzelnen nicht oder nur 
mit unverhältnismäßig großen Schwierigkeiten 
möglich ist. Die Festsetzung von Pauschbeträ-
gen ist schon bisher in Nummer 1 Buchstabe a 
für die bei der Mietenermittlung nach § 5 Abs. 2 
außer Betracht bleibenden Beträge vorgesehen 
und erfolgt (vgl. § 6 Abs. 1 WoGV) und wurde 
vom Bundesrat zusätzlich für die Einkommens-
ermittlung angeregt [vgl. BR-Drucksache 
269/89 (Beschluß); Nummer 5, Zu Artikel 1 
Nr. 10, § 36]. 

d) Absatz 1 Nr. 2 entspricht der bisherigen Num-
mer 2 (Festlegung der Mietenstufen für Ge-
meinden). 

2. Im neuen Absatz 2 wird die in Artikel 1 Nr. 10 
Buchstabe c vorgesehene Verordnungsermächti-
gung zur Höherstufung von Gemeinden aufgrund 
der vom Bundesrat in Nummer 6 seiner Stellung-
nahme angeregten Ergänzung insgesamt neu ge-
faßt: 

a) Alle Gemeinden, deren aktuelles Mietenniveau 
es rechtfertigt, können einer höheren Mieten-
stufe zugeordnet werden, anderenfalls ihre bis-
herige Mietenstufe behalten (Satz 1). Herabstu-
fungen werden bis zu einer allgemeinen Anpas-
sung der Höchstbeträge für Miete und Bela-
stung (vgl. § 8 Abs. 3 Satz 3 WoGG) zurückge

-
stellt. 

b) Das Mietenniveau und damit die Mietenstufe 
wird für Gemeinden, die am 30. Juni 1988 min-
destens 20 000 Einwohner hatten, gesondert 
festgestellt (Satz 2). Im Vergleich zu den der gel-
tenden Einstufung zugrundeliegenden Einwoh-
nerzahlen nach dem Stande vom 30. Juni 1984 
werden zusätzlich 11 Gemeinden, die inzwi-
schen mindestens 20 000 Einwohner haben, mit 
ihrer bisherigen oder mit einer höheren Mieten

-

stufe erstmals gesondert in der Anlage zu § 1 
Abs. 3 WoGV auszuweisen sein. 

Andererseits wird für 8 Gemeinden, die im Ver-
gleich zum 30. Juni 1984 am 30. Juni 1988 weni-
ger als 20 000 Einwohner hatten, das Mietenni-
veau zum 31. Dezember 1988, damit auch die 
Mietenstufe nicht mehr gesondert festgestellt 
und ausgewiesen. Es wird nur noch zusammen 
mit den übrigen kleineren Gemeinden und ge-
meindefreien Gebieten des betreffenden Krei-
ses (vgl. § 8 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 WoGG) ermittelt. 
4 der 8 Kreise haben eine niedrigere Mieten-
stufe als die ihnen zuzuordnende, bisher mit ih-
rer Mietenstufe nach dem Stande vom 31. De-
zember 1984 gesondert ausgewiesene Ge-
meinde. Durch Satz 3 wird gewährleistet, daß 
diese 4 Gemeinden ausnahmsweise weiterhin 
— bis zur nächsten allgemeinen Anpassung der 
Höchstbeträge — mit ihrer bisherigen höheren 
Mietenstufe gesondert ausgewiesen bleiben. 

IV. 

Der Ausschuß empfiehlt einmütig, die Bundesregie-
rung aufzufordern, im Rahmen der nächsten allgemei-
nen Wohngeldanpassung die sog. Bagatellgrenze für 
die Gewährung von Wohngeld von jetzt monatlich 
20 DM auf 5 DM zu senken. 

Der Ausschuß schließt sich damit auf Vorschlag aus 
der Fraktion DIE GRÜNEN dem Votum des Pe titions-
ausschusses zu Pet 1-11-25-2332-21789 an. Auch der 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau ist der Auffassung, daß das Argument der Verwal-
tungskostenersparnis im Falle der Bagatellgrenze im 
Wohngeldrecht nicht überzeugen kann, da der Ver-
waltungsaufwand für die Entscheidungsvorbereitung 
für den Wohngeldbescheid auch bei Wohngeldbeträ-
gen bis 20 DM anfällt. Die durch die Bagatellgrenze 
lediglich einzusparende Auszahlung verursacht nicht 
so hohe Kosten. Dieser Verwaltungsaufwand kann 
durch Automatisierung und Zusammenfassung meh-
rerer Zahlbeträge reduziert werden. 

Da eine entsprechende Ergänzung der Wohngeldta-
bellen einen erheblichen Zeitaufwand erforderte, 
sieht der Ausschuß davon ab, im Rahmen des laufen-
den Gesetzgebungsverfahrens die Bagatellgrenze im 
Wohngeldgesetz zu senken, um das rechtzeitige In-
krafttreten der Siebenten Wohngeldnovelle nicht zu 
gefährden. 

V. 

Die Fraktion der SPD hat im Ausschuß den Antrag 
gestellt, den vorliegenden Gesetzentwurf um eine Re-
gelung zur Pauschalierung von Wohngeldleistungen 
für Empfänger von Sozialhilfe und Kriegsopferfür-
sorge zu ergänzen. Damit wird ein Anliegen aufge-
griffen, das der Ausschuß für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau schon seit Jahren verfolgt und das 
schon mehrmals, zuletzt in der 146. Sitzung vom 
20. Juni 1985, zu Entschließungen des Deutschen 
Bundestages geführt hat. 

Der Ausschuß hat diesen Antrag mit Mehrheit bei 
zwei Enthaltungen abgelehnt. Wie sich in einer nicht- 
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öffentlichen Anhörung von Vertretern der kommuna-
len Spitzenverbände ergeben hat, wird die von der 
Fraktion der SPD vorgeschlagene Pauschalierungsre-
gelung von den Städten, Gemeinden und Kreisen un-
terschiedlich beurteilt. Diese Regelung hat zwar in 
einem erfolgreich abgeschlossenen Praxistest viel Zu-
stimmung erfahren, es gibt jedoch, vor allem in Flä-
chenstaaten wie Bayern Gemeinden und Landkreise, 
die durch die Pauschalierung finanzielle Einbußen 
befürchten. Aus diesem Grunde wurde in der Anhö-
rung auch vorgeschlagen, es den einzelnen Bundes-
ländern zu überlassen, eine Pauschalierungsregelung 

einzuführen. Darüber hinaus wurden bei der Anhö-
rung verfassungsrechtliche Bedenken vorgetragen, 
die sich aus der möglichen Verkürzung von Rechtsan-
sprüchen durch die Pauschalierung ergeben könn-
ten. 

In dieser Lage tritt der Ausschuß mit Mehrheit dafür 
ein, diese Regelung im laufenden Gesetzgebungsver-
fahren nicht einzuführen und die Frage der Vereinfa-
chung von Wohngeldleistungen für Empfänger von 
Sozialhilfe und Kriegsopferfürsorge noch einmal zu 
überdenken. 

Bonn, den 20. Oktober 1989 

Menzel 	Frau Rönsch (Wiesbaden) 

Berichterstatter 




